Hinweise zur Vorlage (vor dem Versand löschen)
• Ärztliche Stellungnahme auf die Fragen des Gerichts zur Verlängerung einer Unterbringung nach PsychKG. Für die Verlängerung gelten die Vorschriften über die erstmalige Anordnung entsprechend (§ 329 Abs. 2 FamFG).
• Voraussetzungen: Berlin § 15 PsychKG Bln, NRW § 11 PsychKG NRW – gegenwärtige erhebliche Gefahr infolge der Krankheit, die nicht anders abgewendet werden kann; fehlende Behandlungsbereitschaft allein genügt nicht.
• Die Nummerierung an die Fragen des Gerichts anpassen. Beispieltexte durch den konkreten Befund ersetzen.

[Briefkopf der Klinik / Abteilung, Station, Telefon, Fax]
[Ort], den [Datum]
An das
Amtsgericht [Ort]
– Unterbringungssachen –
per Fax: [Nummer]

EILT SEHR! Bitte sofort der zuständigen Richterin / dem zuständigen Richter vorlegen!
Unterbringungssache, Az.: [Aktenzeichen]
Ärztliche Stellungnahme zur Verlängerung der Unterbringung nach dem [PsychKG Bln / PsychKG NRW]
Betroffene Person: [Herr/Frau] [Vorname Name], geboren am [TT.MM.JJJJ],
wohnhaft [Straße Hausnummer, PLZ Ort]
Sehr geehrte Frau Richterin, sehr geehrter Herr Richter,
wir bitten um Verlängerung der Unterbringung der oben genannten Person, deren Unterbringung bis zum [Datum] angeordnet ist. Die Fragen des Gerichts beantworten wir wie folgt:
1. Krankheit: Es besteht eine psychische Krankheit, nämlich [paranoide Schizophrenie (ICD-10 F20.0)].
2. Aktueller Befund und Gefahr: [In den vergangenen Tagen ist es zu einer erneuten Exazerbation der psychotischen Symptomatik gekommen, mit wahnhaften Vergiftungsängsten, zunehmender Anspannung, dysphorischer Gereiztheit und Fehlhandlungen (z. B. Durchsuchen der Nachtschränke von Mitpatienten). Eine vergleichbare Symptomatik hatte am … zur Aufnahme geführt; damals war der Patient im Rahmen des Wahnerlebens von Balkon zu Balkon geklettert und hatte Suizidabsichten geäußert.] Bei fehlender Krankheits- und Behandlungseinsicht und drängendem Entlassungswunsch geht von dem krankheitsbedingten Verhalten derzeit eine gegenwärtige erhebliche Gefahr für [Leben und Gesundheit des Patienten / bedeutende Rechtsgüter Dritter] aus.
3. Mildere Mittel: Die Gefahr kann derzeit nicht anders als durch die Fortdauer der Unterbringung abgewendet werden. Eine ambulante, teilstationäre oder freiwillige stationäre Behandlung reicht nicht aus, weil [Begründung].
4. Dauer: Wir halten, [in Übereinstimmung mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst,] eine Verlängerung um [vier Wochen] für erforderlich, um eine ausreichende Stabilisierung des psychopathologischen Befundes zu erreichen.
5. Anhörung und Bekanntgabe: Durch die Übersendung dieser Stellungnahme, die persönliche Anhörung oder die Bekanntgabe der Entscheidungsgründe sind [keine] erheblichen Nachteile für die Gesundheit des Patienten zu befürchten (§ 34 Abs. 2, § 325 Abs. 1 FamFG). [Alternativ: Eine Bekanntgabe der Gründe würde voraussichtlich zu … führen.]
Der Patient wurde am [Datum] von den Unterzeichnenden persönlich untersucht.

Mit freundlichen Grüßen
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